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der umfassenden internationalen Sicherheit sein und in allen 
Bereichen der internationalen Beziehungen wirken. Dem ent­
spricht auch die Konzeption der Staaten der sozialistischen 
Gemeinschaft.

Bereits in den Verhandlungen zur Schaffung der Organi­
sation der Vereinten Nationen trat die UdSSR für ein umfas­
sendes Gewaltverbot ein. Im Gegensatz dazu waren die im­
perialistischen Staaten immer bemüht, dieses Verbot grund­
sätzlich auf militärische Formen der Gewaltanwendung und 
-androhung zu reduzieren. Zu einer Diskussion dieser Frage 
kam es vor allem, als am 6. Mai 1945 während der Verhand­
lungen in San Francisco Brasilien vorschlug, ausdrücklich das 
Verbot der Anwendung ökonomischer Gewalt in den späteren 
Art. 2 Abs. 4 der UN-Charta aufzunehmen.13 Dieser Vorschlag 
stieß jedoch auf Ablehnung, weil es die überwiegende Mehr­
heit der Staaten wegen ihrer unterschiedlichen Auffassung 
in dieser Frage bewußt vermied, den Gewaltbegriff in ir­
gendeiner Weise näher zu präzisieren. So kam es zu dem 
Kompromiß, daß die Androhung oder Anwendung von Ge­
walt, die gegen die territoriale Integrität oder politische Un­
abhängigkeit irgendeines Staates gerichtet oder in irgendeiner 
anderen Weise mit den Zielen der Organisation der Verein­
ten Nationen unvereinbar ist, nicht speziell definiert, d. h. 
nicht auf eine besondere Form der Gewaltandrohung und 
-anwendung begrenzt wurde.

Die gleiche Problematik fand dann in den Diskussionen 
des Spezialkomitees über die Prinzipien des Völkerrechts be­
treffend die freundschaftlichen Beziehungen und die Zusam­
menarbeit der Staaten ihren Ausdruck, dessen Tätigkeit am 
24. Oktober 1970 zur Annahme der Prinzipiendekläration 
führte.14 In diesem Komitee brachte die CSSR, unterstützt 
von anderen sozialistischen Staaten, einen Artikelentwurf 
über das Verbot der Androhung und Anwendung von Gewalt 
ein, in dem es heißt: „Die Staaten müssen sich der Anwen­
dung von ökonomischer, politischer und allen anderen For­
men der Gewalt enthalten, die gegen die politische Unabhän­
gigkeit oder territoriale Integrität irgendeines Staates gerich­
tet ist.“15 16 Es gelang jedoch nicht, diese Formulierung als In­
terpretation des Art. 2 Abs. 4 in die Prinzipiendeklaration auf­
zunehmen. Wohl aber fand diese Definition des Gewalt­
begriffs ausdrücklich Eingang in die Präambel der Deklara­
tion. Dort heißt es, „daß die Staaten verpflichtet sind, sich in 
ihren internationalen Beziehungen militärischer, politischer, 
wirtschaftlicher und anderer Formen des Zwanges, der gegen 
die politische Unabhängigkeit oder die territoriale Integrität 
eines Staates gerichtet ist, zu enthalten“.15

Diese Auseinandersetzungen um Inhalt und Erscheinungs­
formen des Gewaltverbots waren und sind von außerordent­
licher politischer und juristischer Bedeutung. Der gesamte 
Entstehungsprozeß des Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta und der 
Prinzipiendeklaration, insbesondere die Position der soziali­
stischen Staaten dabei, zeigen eindeutig, daß aus dem Wort­
laut des Art. 2 Ziff. 4 der UN-Charta weder eine Vereinba­
rung noch eine allgemeine Rechtsüberzeugung ablesbar ist, 
nach denen sich das Gewaltverbot ausschließlich auf militä­
rische Formen der Gewalt bezieht. Eine solche enge Interpre­
tation des völkerrechtlichen Gewaltverbots, wie sie vön den 
imperialistischen Staaten seit 1945 durchzusetzen versucht 
wird, ist zu keinem Zeitpunkt von den sozialistischen Staaten 
akzeptiert worden, wie übrigens selbst bürgerliche Völker­
rechtler einräumen müssen.17

Die Staaten der sozialistischen Gemeinschaft sind vielmehr 
stets von der politischen Realität ausgegangen, daß völker­
rechtswidrige Einwirkungen auf den souveränen Willen von 
Staaten, die der Intensität von Gewaltanwendung gleichkom­
men, auch mit nichtmilitärischen Mitteln erfolgen können. 
Hier sei vor allem auf ökonomische Gewalt, sog. Wirtschafts­
kriege, politisch-diplomatische Erpressung, grenzüberschrei­
tenden „Propagandakrieg“ und auf den gesamten Komplex 
des Neokolonialismus verwiesen.

Wenn man die Vorbereitung und Durchführung des zwei­
ten Weltkriegs und die Entwicklung danach analysiert, so 
kann man feststellen, daß die gegen die territoriale Integrität 
und politische Unabhängigkeit eines Staates ergriffenen Ge­
waltmaßnahmen des Imperialismus in der Regel komplexer 
und nicht nur militärischer Art waren, ökonomische Gewalt,

politisch-diplomatische Erpressung und der „Medienkrieg“ 
spielten und spielen neben der militärischen Gewalt eine be­
deutende Rolle. Dieser untrennbare Zusammenhang' aller 
Formen der Gewaltanwendung wurde im Nürnberger Prozeß 
des Internationalen Militärtribunals gegen die Hauptkriegs­
verbrecher vor 40 Jahren eindeutig nachgewiesen.13 19 Dort 
standen die verantwortlichen Repräsentanten des faschisti­
schen Deutschlands vor Gericht, die jeweils stellvertretend 
wegen militärischer Vorbereitung und Planung des Krieges, 
wirtschaftlicher Kriegsvorbereitung, politischer Führung des 
Krieges sowie seiner ideologischen und rassistischen Vorbe­
reitung mittels Presse und Rundfunk angeklagt waren.

Vor allem aber ist nicht zu übersehen, daß der Einsatz 
nichtmilitärischer Gewalt in der Politik imperialistischer 
Staaten besonders gegenüber kleinen und wirtschaftlich 
schwachen Ländern nach dem zweiten Weltkrieg erheblich 
zugenommen hat. Die Völkerrechtslehre der DDR hat diesen 
Tatsachen durchweg Rechnung getragen.1® Selbst ein Ver­
fechter des „engen“ Gewaltbegriffs wie der BRD-Völkerrecht- 
ler W. Kewenig muß einräumen, daß die Anwendung wirt­
schaftlicher Zwangsmittel als eine Art „Ersatzkrieg“, als „Ge­
waltersatz“ fungiert, weil die nukleare militärische Lage dazu 
zwinge.20 Es geht den imperialistischen Staaten und ihren 
Ideologen dabei darum, ihrer Expansions- und Vorherr­
schaftspolitik größere Freiräume zu verschaffen und damit 
den Konsequenzen des Gewaltverbots hinsichtlich der Funk­
tionen des UN-Sicherheitsrates und der völkerrechtlichen 
Verantwortlichkeit zu entgehen. Die gegenwärtige politische, 
militärische, ökonomische sowie ideologische Gewaltanwen­
dung der USA gegen Nikaragua bietet ein geradezu klassi­
sches Beispiel dafür, wie durch die Anwendung verschiedener 
Formen von Gewalt die souveräne Existenz eines Staates un­
tergraben werden soll, ohne daß die Streitkräfte der USA 
selbst direkt in Aktion treten.

Es bedeutet keine Aufgabe oder Abschwächung der von 
den Staaten der sozialistischen Gemeinschaft vertretenen 
grundsätzlichen Position, daß jegliche Gewaltandrohung oder 
-anwendung gegen einen anderen Staat eine schwerwiegende 
Völkerrechtsverletzung darstellt, wenn sich die UdSSR in 
ihrer Initiative von 1976 für einen Weltvertrag über die 
Nichtanwendung von Gewalt in den internationalen Bezie­
hungen21 zunächst auf eine Bekräftigung und Präzisierung 
des Verbots der militärischen Gewaltanwendung konzentriert. 
Das gleiche tun die Teilnehmerstaaten des Warschauer Ver­
trages in ihrem 198322 unterbreiteten und auf der Sofioter 
Tagung 1985 erneuerten Vorschlag, zwischen den Staaten des 
Warschauer Vertrages und den NATO-Mitgliedstaaten einen 
Vertrag über den gegenseitigen Verzicht auf, Anwendung mi­
litärischer Gewalt und über die Aufrechterhaltung friedlicher 
Beziehungen abzuschließen.23

Die Gründe hierfür müssen vor allem darin gesehen wer­
den, daß bewaffnete Auseinandersetzungen unter den heuti­
gen Bedingungen zu Existenzgefährdungen für die gesamte
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Das betrifft auch die Position der europäischen sozialistischen 

Staaten auf der Stockholmer Konferenz über Vertrauens- und 
sicherheitsbildende Maßnahmen und Abrüstung in Europa, einer 
Konferenz, die militärische Aspekte der europäischen Sicherheit 
behandelt.


